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Stand und Pläne
Kurz zum Klima: Ausbau des Stromnetzes in Deutschland – 

Christoph Weissbart und Julian Dieler

Die Debatte um den Ausbau des Übertragungsnetzes in 
Deutschland hat kürzlich erneut an Fahrt aufgenommen. 
Dies hat mehrere Ursachen: Der Wirtschafts- und Energie-
minister Sigmar Gabriel hat am 21. Januar dieses Jahres 
dem Bundeskabinett seinen Eckpunkteplan zu einer Re-
form des Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) vorgelegt. 
Dieser sieht unter anderem eine jährliche Ausbaudecke-
lung der Kapazitäten aus erneuerbaren Energien vor (vgl. 
BMWi 2014). Nach dem derzeitigen Fahrplan könnte die 
Novelle des EEG zum 1. August 2014 in Kraft treten. Kurz 
darauf haben die vier deutschen Übertragungsnetzbetrei-
ber (ÜNB) – Amprion, 50 Hertz, TransnetBW und Tennet 
– genauere Pläne zu möglichen Trassenverläufen von zwei 
großen Nord-Süd-Verbindungen vorgelegt, die haupt-
sächlich Windstrom aus dem Norden in den Süden der 
Republik transportieren sollen. Obwohl die Notwendigkeit 
beider Trassen bereits gesetzlich im Bundesbedarfsplan-
gesetz (BBPlG) verankert ist, regte sich daraufhin Wider-
stand aus der bayrischen Staatskanzlei, also aus einem 
der Bundesländer welches diese neuen Leitungen drin-
gend benötigt, wenn 2022 die letzten Atomkraftwerke 
stillgelegt werden. Die Chefin der Staatskanzlei Christine 
Haderthauer sagte, dass sich in den vergangenen Mona-
ten die »Geschäftsgrundlage« geändert habe, und spielt 
damit auf die bevorstehende Reform des EEG an, die Fol-
gen für die »gesamte Energiearchitektur« habe (vgl. Süd-
deutsche Zeitung 2014a). Diesen Äußerungen gingen un-
ter anderem Proteste aus der Bevölkerung in Kulmbach 
(Oberfranken) voraus, wo nach derzeitigen Planungen 
eine der beiden Leitungen vorbeiführen soll (vgl. Süddeut-
sche Zeitung 2014b).

Dieser Beitrag beschreibt die Pläne und den aktuellen 
Stand des Ausbaus der Übertragungsnetze in Deutsch-
land. Gerade um die Geschwindigkeit des Netzausbaus 
nachvollziehen zu können, wird zunächst auf den Ablauf 
des Genehmigungsverfahrens eingegangen.

Die rechtliche Grundlage des Stromnetzausbaus ist das 
Energieleitungsausbaugesetz (EnLAG) und das BBPlG. 
Beide Gesetze wurden im Rahmen der Energiewende be-
schlossen, um den notwendigen Ausbau des Übertra-
gungsnetzes zu beschleunigen. Die primäre Auswirkung 
auf das Genehmigungsverfahrens, die aus diesen beiden 
Gesetzen hervorgeht, besteht darin, dass den Vorhaben, 
die in den Gesetzen genannt werden, eine wirtschaftliche 
Notwendigkeit im Gesetz attestiert wird. Daher genießen 
diese Vorhaben auch einen gewissen Rechtsschutz. Das 
heißt, Einzelentscheidungen der BNetzA im 
Genehmigungsverfahren können aus-
schließlich direkt vor dem Bundesverwal-
tungsgericht angefochten werden. Damit 
wird der Rechtsweg um einige Klageinstan-
zen verkürzt. Das 2009 verabschiedete En-
LAG kann als das Vorgängergesetz des BB-

PlG, das im Juli 2013 vom Gesetzgeber verabschiedet wur-
de, betrachtet werden.

Das Genehmigungsverfahren

Das Verfahren des Netzausbaus lässt sich in fünf Schritte 
unterteilen (vgl. Abb. 1): Startpunkt des Genehmigungsver-
fahrens bildet ein Szenariorahmen. Daraufhin wird ein Netz-
entwicklungsplan erstellt und eine Umweltprüfung durchge-
führt, bevor der Bundesbedarfsplan verabschiedet wird. 
Daran schließt sich die Bundesfachplanung bzw. das Raum
ordnungsverfahren an. Zu guter Letzt findet das Verfahren 
seinen Abschluss mit dem Planfeststellungsverfahren 
(BNetzA 2014a).

Der erste Schritt – der Szenariorahmen – dient der Bedarfs-
planung des Kraftwerkparks. Hier sind die vier ÜNB gefor-
dert, die zukünftige Zusammensetzung der deutschen 
Kraftwerksflotte zu prognostizieren. Die Ausgestaltung der 
Szenarien berücksichtigt unterschiedliche Annahmen auf 
der Angebots- und der Nachfrageseite. Dazu gehören die 
Entwicklung der Stromnachfrage und die installierte Leis-
tung unterschiedlicher Kraftwerkstypen. Nach Abschluss 
der Planungen der ÜNB wird der Szenariorahmen der Öf-
fentlichkeit vorgelegt und je nach Bedarf angepasst. In ei-
nem letzten Schritt muss der Szenariorahmen von der Bun-
desnetzagentur (BNetzA) genehmigt werden.

Die nächste Stufe des Verfahrens quantifiziert den aus dem 
Szenariorahmen zusätzlichen Bedarf an Netzkapazität. 
Nach dem neuen Verfahren gemäß des BBPlG errechnen 
die ÜNB diesen Ausbaubedarf. Nach dem EnLAG, dem 
Vorgängergesetz des BBPlG, wurden die Ausbauprojekte 
auf Grundlage der dena Netzstudie I (vgl. dena 2005) und 
den Leitlinien für die transeuropäischen Energienetzte 
(TEN-E) der Europäischen Union festgelegt. Die von der 
Deutschen Energie Agentur GmbH (dena) in Auftrag gege-
bene Netzstudie wurde von den ÜNB durchgeführt. Der 
Netzentwicklungsplan fasst diesen Entwicklungsbedarf zu-
sammen und wird nach dessen Veröffentlichung der 
BNetzA übermittelt. Diese unterzieht den Netzentwick-
lungsplan einer strategischen Umweltprüfung, die Konse-
quenzen des Netzausbaus für Menschen, Tiere und Um-
welt abschätzt. Jedoch ist dessen Aussagekraft begrenzt, 
da der exakte Verlauf der Stromleitungen zu diesem Zeit-
punkt noch nicht festgelegt wird.

Ablauf des Genehmigungsverfahrens

Quelle: BNetzA (2014a), Darstellung des ifo Instituts.
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Der aus der Umweltprüfung resultierende 
Umweltbericht und der Netzentwicklungs-
plan gelten als Grundlage für die Ausgestal-
tung des Bundesbedarfsplans. Diesen legt 
die Bundesregierung in einem regelmäßigen 
Turnus von drei Jahren dem Gesetzgeber – 
Bundestag und Bundesrat – vor. Der Bun-
desbedarfsplan enthält zunächst ausschließ-
lich Start- und Endpunkte der geplanten 
Trassen, die maßgeblich für den weiteren 
Verlauf des Verfahrens sind.

Im Rahmen der Bundesfachplanung oder 
des Raumordnungsverfahrens stellt der 
ÜNB den Antrag auf Bau einer Stromtrasse. 
Hier muss er zunächst alternative Routen 
benennen und auf Auswirkungen für 
Mensch und Umwelt eingehen. Entspre-
chende Planungstrassenkorridore können 
bis zu 1 000 m breit sein. 

Verläuft eine Stromtrasse ausschließlich 
durch ein Bundesland, liegt die Kompetenz 
des Raumordnungsverfahrens bei den Lan-
desplanungsbehörden. Befinden sich Start- 
und Endpunkt der Trasse jedoch in unter-
schiedlichen Bundesländern oder in be-
nachbarten Staaten, kann seit Einführung 
des Netzausbaubeschleunigungsgesetzes 
(NABEG) im Jahr 2011 die Bundesfachpla-
nung beantragt werden. Die Bundesfach-
planung wird anstatt von den betreffenden 
Landesplanungsbehörden zentral von der 
BNetzA durchgeführt. Der Prozess der Bun-
desfachplanung beginnt mit einer Antrags-
konferenz, die eine genaue Definition der 
vorzulegenden Unterlagen und des Aus-
maßes des Umweltberichts zu Folge hat. 
Darüber hinaus wird eine Koordination mit den Fachbehör-
den der betroffenen Länder angestrebt. Offshore-Trassen 
unterliegen wiederum einem gesonderten Verfahren. Hier 
gilt ein eigener Bundesfachplan, den das Bundesamt für 
Seeschifffahrt und Hydrographie erstellt.

Der letzte Schritt des Verfahrens – die Planfeststellung – 
wird durch den erneuten Antrag eines ÜNB eingeleitet. In 
diesem beantragt der ÜNB den Bau einer konkreten Strom-
trasse. Die entsprechenden Dokumente enthalten den ex-
akten Verlauf der Trasse, die Übertragungstechnik und Um-
weltauswirkungen. Darauf richtet die BNetzA oder Landes-
behörde eine erneute Antragskonferenz unter Beteiligung 
der Öffentlichkeit aus. In einem letzten Schritt führt die ver-
antwortliche Behörde – BNetzA oder Landesplanungsbe-
hörde – eine Umweltverträglichkeitsprüfung durch und ent-
scheidet über den Antrag des ÜNB.

Nach erfolgreichem Durchlaufen dieses Prozesses kann 
dann der Spatenstich zum Leitungsbau stattfinden.

Dauer des Stromleitungsbaus in der 
Vergangenheit

Um die Dauer des oben beschriebenen Genehmigungspro-
zesses einordnen zu können, soll im Folgenden auf die Aus- 
und Neubauprojekte aus dem EnLAG eingegangen wer-
den.1 Die Vorhaben aus dem EnLAG umfassen insgesamt 
eine geplante Streckenlänge von 1 876 km und teilen sich 
auf 23 Einzelvorhaben auf. Bei den genannten Vorhaben 
handelt es sich sowohl um Streckenneubau als auch um 
Ersatz und Verstärkungen bestehender Leitungen. Von den 
1 876 km die bis 2020 gebaut werden sollen, wurden bis-

 1	 Die Projekte aus dem BBPlG stecken noch zu sehr in den Anfängen, um 
halbwegs verlässliche Aussagen über ihre Gesamtdauer treffen zu können.

Abb. 2
Leitungsvorhaben aus dem Energieleitungsausbaugesetz 

Quelle: BNetzA (2013b).
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lang 322 km realisiert.2 Trotz diverser neuer 
gesetzlicher Bestimmungen, die das Geneh-
migungsverfahren beschleunigen sollen, 
werden die Vorhaben aus dem EnLAG vor-
aussichtlich im Schnitt ca. sechs Jahre und 
fünf Monate dauern. Davon beträgt die reine 
Bauzeit voraussichtlich ca. ein Jahr und 
zehn Monate. Diese Zahlen sind Durch-
schnittswerte aus den Angaben des EnLAG 
Monitoring (vgl. BNetzA 2013a) und dienen 
ausschließlich der Verdeutlichung und nicht 
als Grundlage für Verallgemeinerungen oder 
Extrapolationen, da sowohl Genehmigungs- 
als auch Bauzeiten mitunter stark zwischen 
den Leitungsbauprojekten schwanken. Die 
Dauer der Vorhaben hängt vor allem von den 
geographischen Gegebenheiten im Trassen-
gebiet ab, z.B. der Nähe zu Siedlungen und 
Natur- und Tierschutzgebieten.

Neben den hier beschriebenen knapp 
1  900  km Netzausbau auf Grundlage des 
EnLAG sieht der Netzentwicklungsplan, der 
den Planungen der Bundesregierung zu-
grunde liegt, noch weitere 2 600 km an Net-
zausbau bis 2020 vor.3 Dies erscheint unter 
den gegebenen Umständen sowohl hin-
sichtlich der Dauer der Genehmigungsver-
fahren als auch hinsichtlich der Kapazitäts-
beschränkungen der ÜNB recht ambitio-
niert. Denn diese haben selbst bei Vorliegen 
aller Genehmigungen, wie sich in der Ver-
gangenheit bei der Anbindung von Offsho-
re-Windparks bereits gezeigt hat, nicht un-
endlich große Kapazitäten, um eine so gro-
ße Zahl an Leitungen in Kürze zu realisieren.

Aktuelle Netzausbaupläne für 
Deutschland

Wie eingehend erläutert, lässt sich zwischen Leitungsvor-
haben nach dem EnLAG und dem BBPLG unterscheiden. 
Im Folgenden soll über bestehende Leitungsvorhaben un-
ter den beiden Gesetzen informiert werden.

2009 wurden im EnLAG 23 Leitungsvorhaben als notwen-
dig im Rahmen der Energiewende eingestuft (vgl. BNetzA 
2014b). Deren Verläufe werden in Abbildung 2 veranschau-
licht. Ein Großteil der Vorhaben befindet sich vor oder in der 
Planungsphase (orange Linien). Vier Vorhaben dienen der 
Anbindung des deutschen Übertragungsnetzes an das 

 2	 Stand EnLAG-Monitoringbericht Quartal 4, 2013 der Bundesnetzagentur 
(vgl. BNetzA 2013a).

 3	 Netzausbau bedeutet sowohl Leitungsneubau als auch Austausch und 
Aufrüstung bestehender Leitungen.

Netz von Nachbarländern (Dänemark, die Niederlande und 
Polen). Die Verstärkung der Anbindung an das Ausland hat 
drei primäre Gründe: erstens, den Abtransport von EEG-
Strom, zweitens, die Vermeidung von Netzengpässen. Die-
se können mit der Netzintegration der Stromerzeugung aus 
erneuerbaren Energien und einer somit erhöhten Volatilität 
des Stromangebotes einhergehen. Der dritte Grund für die 
Vermaschung des deutschen mit dem Netz der Nachbar-
länder ist die Erhöhung der Ringflusskapazitäten.

Die Gesamtleitungslänge von 1 876 km der Bauvorhaben 
im Rahmen des EnLAG lassen sich in 976 km Neubaupro-
jekte und 900 km Austauschprojekte unterteilen. Neubau 
bedeutet in diesem Zusammenhang, dass neue Trassen 
erschlossen werden. Unter Austausch fallen all jene Vorha-
ben, die bestehende Leitungen ersetzen bzw. die Leitungs-
kapazität der bestehenden Leitungen erhöhen. Von den 

Abb. 3
Leitungsvorhaben aus dem Bundesbedarfsplangesetz

Quelle: BNetzA (2013c).
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976 km neu erschlossener Trassen sind 403 km Leitung zur 
Erprobung von Erdkabeln ausgeschrieben.4 

Im Juli letzten Jahres wurde im Rahmen der Verabschie-
dung des BBPlG 36 Vorhaben die Relevanz für den zuver-
lässigen Netzbetrieb zugesprochen (vgl. BNetzA 2014c). 
Wie Abbildung 3 aufzeigt, befinden sich hierunter drei 
Nord-Süd-Korridore, jeweils mit westlichem, zentralem und 
östlichem Verlauf. In Analogie zum EnLAG beinhaltet das 
BBPlG fünf Trassen zur Anbindung an Stromnetze benach-
barter Staaten (Belgien, Dänemark, Norwegen, Österreich). 
Darüber hinaus wird die Netzintegration von offshore er-
zeugter Windenergie umgesetzt. Eine Unterscheidung der 
Vorhaben kann anhand der zuständigen Behörde vorge-
nommen werden. Vorhaben, deren Zuständigkeit bei der 
BNetzA liegt, bei denen es sich also um länderübergreifen-
de Projekte handelt, sind in Abbildung 3 mit quadratischer 
Umrandung der Vorhabennummer gekennzeichnet. Insge-
samt 16 Projekte werden zentral durch die BNetzA koordi-
niert. Liegt die Kompetenz bei der zuständigen Landesbe-
hörde, ist die Vorhabennummer in Abbildung 3 umrundet. 
Mit 20 Vorhaben wird die Mehrzahl von den Landespla-
nungsbehörden bearbeitet.

Unabhängig von einer zeitnahen EEG-Novelle und der wei-
teren Ausgestaltung der Energiewende ist das Übertra-
gungsnetz der Flaschenhals der Energiewende und bedarf 
eines zügigen Ausbaus. Hier ist vor allem die Politik gefor-
dert, die langfristige Notwendigkeit des Netzausbaus zu 
kommunizieren. Darüber hinaus sollte die oben angespro-
chene Debatte für oder gegen einzelne Trassen ergänzt 
werden um eine Debatte zur Verbesserung und Beschleu-
nigung des Genehmigungsverfahrens.
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